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Regionalplanung - wichƟger denn je! 
Festvortrag zur 101. Sitzung des Regionalrates Düsseldorf am 20. März 2025  

in der Bezirksregierung Düsseldorf 
 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender Petrauschke, sehr geehrte Mitglieder des Regionalrates, sehr geehrte 
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

es ist mir eine große Ehre, als Präsident der Akademie für Raumentwicklung in der Leibniz-Gemein-
schaŌ diesen Vortrag in der 101. Sitzung des Regionalrates Düsseldorf zu halten, und Ihnen zu 100 
erfolgreich abgeschlossenen Sitzungen zu gratulieren! 

Als Regionalplaner in den Regierungsbezirk Düsseldorf zu kommen heißt, ein gut bestelltes Feld zu be-
suchen. Schon in meinem Studium habe ich über die 1910 gebildete Grünflächenkommission für den 
rechtsrheinischen Teil des Regierungsbezirks und die DenkschriŌ zum Generalsiedlungsplan gelesen. 
Persönlich kam ich in den 1990er Jahren verstärkt in Berührung mit Ihrem Regierungsbezirk. Anlass war 
die Regionalisierung der StrukturpoliƟk sowie die insƟtuƟonelle und konzepƟonelle Verbindung von 
StrukturpoliƟk und Regionalplanung, die damals bundesweit Aufmerksamkeit erfuhren. 1995 wurde 
auf der ersten nordrhein-wesƞälischen Planerkonferenz das Konzept „Regionale ZukunŌsfähigkeit 
durch regionale PoliƟk“ vorgestellt. Referent war der langjährige Bezirksplaner Heinz Konze, der die 
Vision des „Düsseldorfer Weges“ der regionalen Entwicklung vorstellte.  

Bei der Planerkonferenz 1995 war unsere Akademie Mitveranstalterin, was mich dazu bringt, ganz kurz 
etwas über uns, die ARL, zu sagen. Wir sind eine Anstalt des öffentlichen Rechts und werden von Bund 
und Ländern finanziert. Wir sind Mitglied der Leibniz-GemeinschaŌ, in der wir insofern eine gewisse 
Besonderheit sind, dass wir keine klassische Forschungseinrichtung sind, sondern vor allem Wissen-
schaŌ und Praxis in einem Netzwerk zusammenbringen, um daraus neues Wissen zu produzieren. Ich 
werde im Laufe meines Vortrages auf einige unserer PublikaƟonen hinweisen, die Sie alle kostenfrei 
über www.arl-net.de unter „PublikaƟonen“ herunterladen können1. 

Diese Veranstaltung heute ist nicht nur eine Feierstunde der Regionalplanung, sondern primär eine 
Feierstunde des Regionalrats. Damit bin ich bei einem Punkt, der in der Öffentlichkeit, aber auch in der 

 
1 Zum Thema des Festvortrages: ARL – Akademie für Raumentwicklung in der Leibniz-GemeinschaŌ (Hrsg.) 
(2022): Mit Regionalplanung die ZukunŌ gestalten. Hannover. = PosiƟonspapier aus der ARL 139 
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Planungsausbildung immer ein wenig unterbelichtet ist. Nämlich dass zu einer guten Regionalplanung 
nicht nur diejenigen gehören, die als Fachleute Planentwürfe erstellen, sondern auch diejenigen, die 
demokraƟsch legiƟmiert über Planentwürfe und Abwägungsvorschläge beraten, Anträge stellen und 
am Ende den gereiŌen Plan beschließen. Beide Seiten sind in einem demokraƟschen Planungsprozess 
unverzichtbar. PoliƟsches Gewicht hat ein Regionalplan, der ja stets auch eine längere Laufzeit hat, vor 
allem dann, wenn er auf guten Kompromissen und einer breiten poliƟschen Mehrheit baut, was sicher-
lich heute schwieriger denn je ist.  

Ich haƩe in den drei Jahrzehnten, in denen ich in Planungsverwaltungen täƟg und überwiegend auch 
verantwortlich war, immer eine kriƟsche, aber auch konstrukƟve PoliƟk und bin stolz, dass auch der 
aktuelle Regionalplan für die Region Hannover, den ich fachlich verantwortet habe, trotz der zum Teil 
sehr umstriƩenen Windenergiegebiete fast einsƟmmig beschlossen wurde. Natürlich haben wir unse-
ren Planungsausschuss intensiv beraten und unsere Vorschläge gut begründet. Aber es waren Ihre Kol-
leginnen und Kollegen, die Regionsabgeordneten, die in einer von der Öffentlichkeit stark beobachte-
ten Sitzung den Rücken gerade machen und letztlich die Hand zum Beschluss heben mussten.  

Aber ich habe auch immer wieder von unseren Ausschussmitgliedern gehört, dass sie erst durch die 
Regionalplanung die ganze Region und ihre teilräumliche Vielfalt kennengelernt haben – und dabei 
erkannt haben, wie dicht die Regionalplanung am richƟgen Leben ist.  

Bevor wir uns den aktuellen Herausforderungen widmen, möchte ich Ihnen aber auch zu Ihrem zweiten 
Jubiläum gratulieren. Wenn ich den Beginn der Regionalplanung auf ein Jahr festlegen müsste, dann 
würde ich immer das Jahr 1924 nennen, weil in diesem Jahr in Amsterdam der InternaƟonale Städte-
baukongress staƪand. FakƟsch begann auf diesem Kongress die Herauslösung der regionalen Pla-
nungsebene aus der städtebaulichen Planung. Das zeigt die ResoluƟon, die dort mit breiter ZusƟm-
mung angenommen wurde, und die schon sehr genau das Leitbild der dezentralen KonzentraƟon skiz-
ziert, das ja bis heute die deutsche Raumordnung prägt. Dass nach dem 1920 durch Gesetz gebildeten 
SVR schon 1925 der Landesplanungsverband Düsseldorf e. V. als freiwillige IniƟaƟve gegründet wurde, 
zeigt, dass Sie hier im Regierungsbezirk Düsseldorf schon damals ganz vorn dabei waren. Also: Herzli-
chen Glückwunsch!!  

Ich möchte in diesem Festvortrag vier Themen ansprechen: 

 im ersten Teil das Thema der wachsenden Flächeninanspruchnahme und der Flächenkonkur-
renzen, 

 im zweiten Teil die Rolle der Regionalplanung in einer mulƟplen KrisensituaƟon,  

 im driƩen Teil weitere Herausforderungen, vor denen die Regionalplanung aktuell steht, und 

 schließlich im vierten Teil die Frage, wie wir uns in der Regionalplanung eigentlich nach außen 
darstellen und woran wir arbeiten müssen. 

Ich beginne erstens mit den Flächenkonkurrenzen. Auch Menschen, die eigentlich nicht vorrangig in 
räumlichen Dimensionen denken und handeln, sehen inzwischen: Es wird eng! Und die eigentlich trivi-
ale Erkenntnis, dass die Fläche nicht vermehrbar ist, führt gelegentlich zu einem neuen Nachdenken 
über diese Ressource. Was sind aktuell die wesentlichen Treiber der Flächennachfrage?  
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 Anfangen möchte ich mit dem Bau bezahlbarer Wohnungen, die zumindest in allen städƟschen 
Regionen dringend benöƟgt werden. Ich komme später noch auf den Ansatz der Bundesbau- 
und Raumordnungsministerin zurück, verstärkt Wohnraum in ländlichen Räumen zu nutzen. 
Aber dieser Ansatz wird nicht dazu führen, dass wir keine neuen Bauflächen mehr für den 
preiswerten Geschosswohnungsbau in den Kernen der Stadtregionen brauchen – viele Men-
schen wollen (oder müssen) eben genau hier leben. 

 Wenn wir die klima-, aber auch geopoliƟsch notwendige Energiewende schaffen wollen, brau-
chen die erneuerbaren Energien sowie die zugehörigen Leitungen und Infrastrukturen, eben-
falls Fläche. Windenergie lässt sich meist gut mit LandwirtschaŌ vereinbaren, aber bei der Frei-
flächen-Photovoltaik kommt es immer häufiger zu Herausforderungen und Flächenkonkurren-
zen, auf die schon vor drei Jahren ein ARL-PosiƟonspapier2 hingewiesen hat. Die Möglichkeiten, 
die sich aus der Agri-Photovoltaik ergeben, werden in einem laufenden ARL-Arbeitskreis unter-
sucht3. Aber auch nach der Teilprivilegierung der Freiflächen-PV entlang der Hauptverkehrsli-
nien zeichnen sich mögliche Konflikte mit anderen Nutzungen, etwa Verkehrs- und Leitungsinf-
rastrukturen, ab. 

 Auf die angesprochenen Flächen der LandwirtschaŌ schauen wir – aber auch die Landwirte 
selbst – heute mit anderen Augen als noch vor zehn Jahren. Während es früher als normal 
angesehen wurde, dass landwirtschaŌliche Flächen am Rande von Siedlungen einmal zu Bau-
land werden, ergeben sich heute ganz andere Fragen. InternaƟonale Investoren kaufen gezielt 
Flächen als Wertanlage auf und verderben so die Preise für miƩlere und kleinere landwirt-
schaŌliche Betriebe. Aber die meisten landwirtschaŌlichen Betriebe wollen ihre Flächen oh-
nehin für die LandwirtschaŌ sichern und sind seltener verkaufsbereit.  

 Ein großer Flächentreiber der letzten Jahre war die LogisƟkbranche, die in verkehrsgünsƟgen 
Lagen ihre Standorte sucht. Nicht zuletzt haben wir durch unser Einkaufsverhalten seit der Pan-
demie das Flächenwachstum, das wir früher im staƟonären Einzelhandel haƩen, auf die grüne 
Wiese verlagert. Während der innerstädƟsche Einzelhandel, dem ich für funkƟonierende In-
nenstädte nach wie vor eine entscheidende Rolle beimesse, vor allem in kleineren Städten mit 
dem Überleben kämpŌ, erzielen die LogsƟkdienste Rekord-Wachstumsraten und breiten sich 
entsprechend aus. Allerdings wirkt sich bei der Standortsuche schon das veränderte Verkaufs-
verhalten der LandwirtschaŌ aus, indem es große LogisƟker zunehmend schwer haben, land-
wirtschaŌliche Flächen zu erwerben. 

 Und während uns in der Planung bis vor kurzem noch die Deindustrialisierung Deutschlands 
beschäŌigt hat, haben wir es auf einmal mit neuer Nachfrage nach Industrieflächen zu tun. 
Teils, um neuen klimafreundlichen Industrien Platz zu verschaffen, teils um aus geopoliƟschen 
und strategischen Gründen unsere Abhängigkeit von anderen Staaten zu reduzieren und 

 
2 ARL – Akademie für Raumentwicklung in der Leibniz-GemeinschaŌ (Hrsg.) (2022):  Regionalplanung für einen 
raumverträglichen Ausbau von Freiflächen-Photovoltaikanlagen (FPV). Hannover. = PosiƟonspapier aus der ARL 
134. 
3 EnergielandschaŌen der ZukunŌ durch Agri-Photovoltaik? ARL-Arbeitskreis (laufend) 
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wichƟge Produkte und Technologien einschließlich Rüstungsgütern wieder hier zu produzieren. 
Auch wirtschaŌsstarke Länder wie Baden-WürƩemberg setzen wieder auf eine Angebotspla-
nung für neue Industrieflächen. Dabei dürfen wir ohnehin nicht vergessen, dass die Industrie 
immer schon gute und wichƟge Arbeitsplätze bereitgestellt hat. ProdukƟon in Deutschland 
heißt auch, auf unsere Menschen und ihre Arbeitsqualität zu setzen und neue BeschäŌigungs-
perspekƟven in allen Segmenten des Arbeitsmarktes zu öffnen. 

 Leicht vergessen wird, dass neue Flächenentwicklungen auch neue Infrastrukturen benöƟgen, 
die ihrerseits Flächen brauchen. Kann schon die klassische Anbindung des Schwerverkehrs ans 
Verkehrsnetz aufwändig sein, ist die AbsƟmmung mit dem Ausbau der erneuerbaren Energien 
noch aufwändiger, weil die Lage der Umspannwerke noch nicht bekannt ist und häufig auch 
ein Anschluss ans Wasserstoffnetz gefordert ist. Diese Unsicherheiten führen dazu, dass das 
Land Schleswig-Holstein zwar gerade für den LEP die Themen Gewerbe und Energie fort-
schreibt, sich aber nicht in der Lage sieht, unter den gegebenen unsicheren Rahmenbedingun-
gen eine konkrete Flächenvorsorge für industrielle Großprojekte vorzunehmen.  

 Neue Wohnungen, neue Industrieanlagen, neue und auszubessernde Infrastrukturen sind mit 
einem hohen Bedarf an Rohstoffen, vor allem Sanden und Kiesen, verbunden. Weil Roh-
stoŏransporte über lange Strecken unwirtschaŌlich und umweltschädigend sind, müssen 
diese möglichst verbrauchsnah abgebaut werden. Das heißt, dass die Sicherung der Abbauge-
biete für Rohstoffe auch künŌig eine wichƟge (und wie auch Sie wissen: besonders unbe-
queme) Aufgabe der Regionalplanung bleibt.  

Aber es geht nicht nur um Nutzungsansprüche im engeren Sinne, wir müssen auch Freiräume bzw. 
Regionale Grünzüge dauerhaŌ schützen, darauf komme ich später zurück. Aber auch diese sind natür-
lich, ebenso wie Ausgleichs- und Ersatzflächen im Rahmen der Eingriffsregelung, in einer Gesamt-Flä-
chenbilanz wirksam. 

Natürlich sind Ihnen diese steigenden Ansprüche an die Fläche hinlänglich bekannt. Warum gehe ich 
hier noch einmal so ausführlich darauf ein?  

Weil aus diesen massiven und häufig konflikƩrächƟgen Ansprüchen eine erheblich verstärkte LegiƟma-
Ɵon der Regionalplanung folgt. Wenn es die Raumordnung, also die Landes- und Regionalplanung, 
nicht gäbe, müsste sie schnellstens erfunden werden! Denn nur die Raumordnung hat die Möglichkeit, 
aus einer integraƟven, fachübergreifenden und überörtlichen PerspekƟve den Rahmen für einen Aus-
gleich der Nutzungsinteressen zu setzen! Wenn es um die langfrisƟge und verbindliche Sicherung von 
Rohstoffabbaugebieten, von wertvollen landwirtschaŌlichen Flächen, von Trassen für Linien-Infrastruk-
turen, von Freiräumen und anderen wichƟgen Ansprüchen an die Fläche geht, ist dies nur über das 
Raumordnungsrecht in verbindlichen Raumordnungsplänen möglich! 

In den letzten Jahren hat sich die tägliche Flächen-Neuinanspruchnahme für Siedlungs- und Verkehrs-
fläche etwas abgeschwächt auf heute rund 52 Hektar pro Tag. Nach den Vorgaben der Bundesregierung 
müssen wir aber bis zum Jahr 2030 auf unter 30 Hektar pro Tag kommen und bis zum Jahr 2050 einen 
Flächenverbrauch von neƩo Null im Sinne einer FlächenkreislaufwirtschaŌ erreichen. Wenn wir ehrlich 
sind, ist heute nicht klar, wie wir das gerade vor dem Hintergrund neuer Flächenbedarfe erreichen 
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wollen. In allen Ländern gibt es gute Beispiel der Innenentwicklung und der kooperaƟven Flächenent-
wicklung wie etwa in Ihrer Region das Modellprojekt eines virtuellen Gewerbeflächenpools. Was es 
nicht gibt, ist ein konkretes, bundesweites Flächenmanagement und -controlling oder gar eine KonƟn-
genƟerung zur Realisierung des gesetzlichen AuŌrags. Auch zur „PerspekƟve NeƩo-Null Flächenver-
brauch“ haben wir kürzlich ein PosiƟonspapier aus der ARL veröffentlicht, in dem betont wird, dass die 
Flächenziele nur durch eine konsequente FlächenkreislaufwirtschaŌ erreichbar sind.4 

Ich komme nun zweitens zur Rolle der Regionalplanung in einer mulƟplen KrisensituaƟon. Lassen sich 
mich kurz die wesentlichen Herausforderungen aufrufen: 

 Wir erfahren täglich die Folgen des Klimawandels – ich nenne Starkregen, Hochwasser und 
Dürren. Die Energiewende, also der Umbau zu einer CO2-neutralen Energieversorgung, ist der 
zentrale poliƟsche Ansatz zur BewälƟgung der Klimakrise. Sie wird noch dringender durch die 
Folgen des Angriffs Russlands auf die Ukraine und der folgenden SankƟonen. Die zweite große 
Antwort auf den Klimawandel ist die Verkehrswende, um die BewälƟgung der Mobilitätsbe-
dürfnisse klimafreundlicher zu gestalten. 

 Die Biodiversitätskrise ist lange unterschätzt worden, aber inzwischen sind die Folgen des gra-
vierenden Artenschwundes für unsere Ökosysteme und ihre Leistungsfähigkeit offensichtlich. 
Durch intensive Versiegelung, ausgeräumte AgrarlandschaŌen und die Trockenlegung von 
Mooren haben wir auch wesentliche Netzwerke zerstört, die Flora und Fauna verbinden.  

 Die COVID-19-Pandemie hat unserer GesellschaŌ vor gewalƟge Herausforderungen gestellt. 
Auch die Regionalplanung muss ihre Lehren für mögliche künŌige Pandemien ziehen – gerade 
mit Blick auf Dichten und Versorgungsstrukturen im Siedlungsbereich. Auch hierzu hat die ARL 
schon früh PosiƟonen veröffentlicht.5 

 Bedrohungen durch terrorisƟsche Anschläge auf öffentliche Einrichtungen und belebte Plätze 
sind leider in unserem Alltag angekommen. Uns ist bewusst geworden, dass wir alle gerüstet 
sein müssen für diese Gefahren, hinzu kommen CyberaƩacken, die regelmäßig WirtschaŌ und 
Verwaltungen bedrohen.  

 Auch militärische Bedrohungen sind wieder in unser Bewusstsein gerückt, seit ohne Rücksicht 
auf internaƟonales Recht der brutale Krieg in Europa tobt – die Erfahrungen aus dem aktuellen 
Kriegsgeschehen zeigen, dass auch bei uns mit Blick auf kriƟsche Infrastrukturen und den 
Schutz der Bevölkerung erhebliche Kurskorrekturen erforderlich sind! Auch hierzu haben wir 
einen Ad-hoc-Arbeitskreis eingerichtet.6 

 
4 ARL – Akademie für Raumentwicklung in der Leibniz-GemeinschaŌ (Hrsg.) (2024):  PerspekƟve neƩo-null Flä-
chenverbrauch – Innenentwicklung, flächensparendes Bauen, Flächenrückgabe und städtebauliche Qualifizie-
rung als Elemente einer FlächenkreislaufwirtschaŌ. Hannover. = PosiƟonspapier aus der ARL 149. 
5 ARL – Akademie für Raumentwicklung in der Leibniz-gemeinschaŌ (Hrsg.) (2021): SARS-CoV-2-Pandemie: Was 
lernen wir daraus für die Raumentwicklung? Hannover. = PosiƟonspapier aus der ARL 118. 
6 Resiliente Raumstrukturen. Ad-hoc-AK der ARL (laufend) 
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Angesichts der zahlreichen Krisen und Herausforderungen müssen wir uns in der Regionalplanung künf-
Ɵg ganz besonders mit zwei Begriffen befassen: 

 Zum einen mit der Vulnerabilität, d. h. der Verwundbarkeit von Räumen durch die genannten 
Gefährdungen, 

 zum anderen mit der Resilienz, das heißt der Fähigkeit eines Systems, das Gefährdungen aus-
gesetzt ist, sich rechtzeiƟg und effizient den Auswirkungen einer Gefährdung zu widersetzen, 
diese zu absorbieren, sich an sie anzupassen, sie umzuwandeln und sich von ihnen zu erholen. 
Redundante Strukturen müssen in diesem Kontext besonders gestärkt werden. 

Bezüglich der Herausforderungen des Klimawandels sagt die deutsche Anpassungsstrategie an den Kli-
mawandel sehr klar, dass die Raumordnung und damit auch die Regionalplanung eine Vorreiterrolle 
übernehmen kann. In diesem Sinne stellt sich die Frage, welchen Beitrag wir schon heute zur Resilienz 
der Regionen im Klimawandel, aber auch zur BewälƟgung der weiteren Krisen und Herausforderungen 
leisten und wo wir unsere Anstrengungen noch intensivieren müssen. 

Als bewährtes Instrument gegen mehrere Krisen möchte ich das angesprochene Leitbild der dezentra-
len KonzentraƟon betonen. Dessen Vorteile, nämlich dezentrale Versorgungseinheiten, Freiräume und 
eine Reduzierung von Verkehr und Energieverbrauch sind auch klare Resilienzfaktoren. Gerade eine 
wohnungsnahe Grundversorgung ist in Krisen überlebenswichƟg, was sich in der Pandemie gezeigt hat. 
Deswegen sind für weniger zentrale StadtquarƟere und Dörfer mulƟfunkƟonale Versorgungsstandorte 
sinnvoll, bei deren Etablierung wir in der Region Hannover eine akƟvierende und unterstützende Rolle 
übernommen haben.7 

Für die erfolgreiche BewälƟgung gleich mehrerer Herausforderungen haben die Freiräume und die ge-
rade im dicht bebauten Bereich besonders wichƟgen regionalen Grünzüge eine besondere Rolle. Wa-
ren sie lange Zeit eher „Resträume“ oder am Rand der Städte schlicht Bauerwartungsland, sind sie die 
„ShooƟng Stars“ der letzten Jahre, weil sie tatsächlich echte MulƟtalente sind: 

 TradiƟonell eine wichƟge FunkƟon der Freiräume ist natürlich die Siedlungsgliederung und 
auch die Steuerung und Begrenzung der Siedlungsentwicklung. 

 Immer schon wichƟg war es, wohnortnahe „grüne Lungen“ für die Naherholung zu erhalten. 

 Auch wenn Freiräume nicht zwangsläufig eine hohe ökologische WerƟgkeit aufweisen müssen, 
sind sie doch wichƟge Vernetzungselemente zwischen den Biotopen und stärken die Biodiver-
sität, außerdem sind sie wichƟg für die Grundwasserneubildung. 

 Sie sind auch ökonomisch wichƟg, so für die Land- und ForstwirtschaŌ, aber auch für die Ener-
giewirtschaŌ und die RohstoffwirtschaŌ. 

 
7 Region Hannover (Hrsg.) (2018): Dorfläden in der Region Hannover. = Beiträge zur regionalen Entwicklung Nr. 
151. 
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 Schließlich ist gerade in jüngerer Zeit ihre Bedeutung für das Kleinklima in vollem Umfang er-
kannt worden – in allen Konzepten zur BewälƟgung der Klimafolgen stehen akƟve Freiraum-
konzepte ganz vorne, etwa im vorbildlichen „Urban Heat Islands“-Strategieplan der Stadt Wien. 

Natürlich können Freiräume ihre Wirkung nur enƞalten, wenn sie großräumig erhalten und vernetzt 
werden. Und genau das kann nur die Regionalplanung gewährleisten, indem sie die Freiräume bzw. bei 
Ihnen die Regionalen Grünzüge (da gibt es DefiniƟonsunterschiede in den Ländern) mit Zielen der 
Raumordnung sichert. Mit Interesse haben ich gesehen, dass Sie in Ihrer Dezember-Sitzung über das 
Freiraummonitoring in Ihrer Region beraten haben. Wir als ARL haben kürzlich ein PosiƟonspapier zur 
Freiraumwende veröffentlicht.8 

Die Bedeutung der Freiräume und Grünzüge machen wir besonders deutlich, wenn wir den Begriff der 
„grünen Infrastrukturen“ verwenden. Dieser Begriff ist noch relaƟv neu und kommt ursprünglich aus 
dem Naturschutz. Wir sollten ihn aber auch in der Regionalplanung akƟv nutzen, weil er auch sprachlich 
die Freiräume von der Ebene der Resträume auf die Ebene der technischen und sozialen Infrastruktu-
ren hebt. Das Land Nordrhein-Wesƞalen verwendet den Begriff bereits sehr akƟv und hat Fördermög-
lichkeiten geschaffen, die ja auch auf Ihrer Homepage akƟv beworben werden. 

Bisher haƩe die Sicherung wertvoller landwirtschaŌlicher Flächen in den Regionalplänen einen ver-
gleichsweise niedrigen Stellenwert. Unter dem Aspekt der Versorgungssicherheit in Krisenzeiten, ins-
besondere im Falle eines Krieges, bekommt die LandwirtschaŌ wieder eine stärkere Bedeutung. In 
Stadtregionen sollten stadtnahe landwirtschaŌliche Flächen, insbesondere bei hoher Bodengüte, we-
gen der Nähe von ProdukƟon und Verbrauch der LebensmiƩel im Regionalplan verstärkt als Vorrang-
gebiete gegen andere Nutzungen gesichert werden. 

Die Hochwasserereignisse der letzten Jahre sind auch deswegen so gravierend, weil wir die natürlichen 
Flussläufe immer weiter eingeengt haben und die Siedlungen in Gebiete hinein erweitert haben, in 
denen man das Hochwasserrisiko auch schon früher häƩe kennen können. Als wir seitens der Region 
Hannover vor einigen Jahren Karten ins Netz stellten, die flächendeckend die Risikogebiete eines 
200jährigen Hochwassers zeigten, bekamen wir böse Anrufe, dass wir kommunale Entwicklungsvor-
stellungen in Frage stellten und Grundstückswerte zerstörten. Aber immerhin: Während der Ahrtal-
Katastrophe wurden wir dafür in der Presse nachträglich gelobt.  

Die meisten Regionalpläne gehen aber noch von einem hundertjährigen Hochwasser aus. Hier hat die 
Regionalplanung künŌig die Aufgabe, stärker risikobasierte Vorsorge mit Blick auf Maximalereignisse 
zu treffen, damit den örtlichen Planungsträgern bewusst ist, welche RestrikƟonen und Vorsorgemaß-
nahmen gelten. Auch hierzu haben wir als ARL ein PosiƟonspapier9 vorgelegt, in dem festgestellt wird, 
dass „viele Regionalpläne noch nicht diesen risikobasierten Hochwasserschutz aufgegriffen haben“. 
Deswegen müssten „Vorrang- und Vorbehaltsgebietsausweisungen in Regionalplänen auf der Grund-
lage der Vulnerabilität von Raumnutzungen und ihrer SchutzbedürŌigkeit gegenüber 

 
8 ARL – Akademie für Raumentwicklung in der Leibniz-GemeinschaŌ (Hrsg.) (2025):  Freiraumwende – Vom Frei-
raum her denken, planen und handeln. Hannover. = PosiƟonspapier aus der ARL 152. 
9 ARL – Akademie für Raumentwicklung in der Leibniz-GemeinschaŌ (Hrsg.) (2022):  Risikobasierter Hochwas-
serschutz durch Regionalplanung. Hannover. = PosiƟonspapier aus der ARL 138. 
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Überschwemmungen“ erfolgen, nicht zuletzt muss also zusätzlicher RetenƟonsraum gesichert werden. 
Hier ist also ein umfassender Überprüfungsbedarf der Regionalpläne erforderlich, um Risiken bewusst 
zu machen. Das heißt übrigens nicht, dass in diesen Bereichen nicht gebaut werden kann, sondern dass 
bei allen Planungen die Risiken berücksichƟgt werden müssen und ggfs. angepasst gebaut werden 
muss. 

Die Bereitstellung von Flächen für die Windenergie ist derzeit überall in Deutschland der größte Posten 
auf dem AuŌragszeƩel der Regionalplanung und ich habe gesehen, dass Sie ja auch gerade einen Ent-
wurf ins Beteiligungsverfahren gegeben haben. Mit dem Windenergieflächen-Bedarfsgesetz gelten seit 
Anfang 2023 völlig neue Regeln für die Flächensicherung von Windenergieanlagen. Für die Planungs-
träger war das ohne Zweifel eine gute Nachricht, weil die alten Regelungen wegen ihrer Komplexität, 
insbesondere der überbordenden Rechtsprechung, auch von leistungsfähigen Planungsträgern nicht 
mehr rechtssicher anwendbar waren. Aber jetzt gibt es klare Vorgaben, welche Flächenanteile zu si-
chern sind, und was dabei zu beachten ist. Wir haben letztes Jahr auch hierzu ein PosiƟonspapier10 aus 
der ARL veröffentlicht, an dem auch der Kollege von Seht hier aus dem Hause engagiert mitgearbeitet 
hat.  

Außer in den Stadtstaaten und im Saarland haben alle Länder die Regionalplanung beauŌragt, die je-
weils heruntergebrochenen Flächenziele zu erreichen. Das heißt, dass die Kolleginnen und Kollegen 
jetzt überall unter Druck stehen, zumal dieser AuŌrag quer zu allen normalen Aufgaben und Zeitpla-
nungen liegt. Um es klar zu sagen: Die zügige Umsetzung der Energiewende liegt gerade zu einem er-
heblichen Teil auf den Schultern der Regionalplanung, sie ist eine Leistungsträgerin der Energiewende! 

Aber auch für die Verkehrswende ist die Regionalplanung gut aufgegleist. Die Zuordnung der Siedluns-
gentwicklung auf die Schienenachsen und insbesondere die StaƟonen steht hier an erster Stelle. 
Dadurch erhalten mehr Menschen direkten Zugang zum Schienenverkehr und erhalten die Möglichkeit 
zu einem klimafreundlichen Mobilitätsverhalten. InternaƟonal macht dieses Konzept seit einigen Jah-
ren unter dem Begriff „Transit Oriented Development“11, kurz TOD, Furore, etwa in den USA und China. 
Dort gilt es als innovaƟv und fortschriƩlich. Bei uns ist es eigentlich ein Klassiker, muss aber wieder 
akƟver mit Leben erfüllt und weiterentwickelt werden, was ich mit drei Punkten erläutern möchte:  

 Wir müssen in den Ballungsräumen stärker die tangenƟalen Verbindungen in den Blick nehmen 
oder diese vorbereiten. Die Mobilitätsbedürfnisse und -muster sind heute erheblich komplexer 
als vor 50 Jahre.  

 StaƟonen und ihr Umfeld müssen viel stärker als KristallisaƟonspunkte der Entwicklung erkannt 
werden, insbesondere dort, wo wichƟge Knoten sind. Dieser Ansatz wird beispielsweise seit 
Jahren sehr gezielt in der Region Stockholm verfolgt, womit auch ein Dezentralisierungs- und 
Entlastungseffekt verbunden ist. Insbesondere aber gilt es, die Verkehrsgunst dieser Standorte 
für Arbeitsplätze sowie Handel und Dienstleistungen zu nutzen, was wiederum die AƩrakƟvität 

 
10 ARL – Akademie für Raumentwicklung in der Leibniz-GemeinschaŌ (Hrsg.) (2024):  Neue Planungsgrundlagen 
für erneuerbare Energien – Herausforderungen und Lösungsvorschläge.  Hannover. = PosiƟonspapier aus der 
ARL 145. 
11 Transit Oriented Development in der Bestandsentwicklung. ARL-Arbeitskreis (laufend) 
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des Schienenverkehrs erhöht. Bei diesem Ansatz müssen Regionalplanung und Stadtplanung 
eng ineinandergreifen, wofür es auch Anreize durch geeignete Förderprogramme geben sollte, 
um die richƟgen Akteure zusammenzubringen. 

 Und wir müssen die Einheit von Siedlung und Verkehr auch in die ländlichen Teilräume im zwei-
ten Ring um die großen Städte tragen. Auch dort ist der Anschluss ans Schienennetz zu einem 
entscheidenden ZukunŌsfaktor geworden. Wenn das von Ministerin Geywitz proklamierte 
Konzept, das Wohnraumpotenzial in kleinen und miƩelgroßen Städten zu nutzen, Erfolg haben 
soll, müssen aƩrakƟve Wohnstandorte mit guter Schienenanbindung an die Arbeitsplatzzen-
tren entwickelt werden.  

Ein sehr interessantes Förderprogramm hat das Land Hessen schon 2019 für den Rhein-Main-Raum 
aufgelegt, den „Großen Frankfurter Bogen“. Danach können in allen Kommunen, die maximal 30 Zug-
minuten vom Frankfurter Hauptbahnhof enƞernt sind, Maßnahmen des Wohnungs- und Städtebaus 
gefördert werden. 

Bei der Förderung dezentraler oder ländlicher Wohnstandorte spielt auch die ReakƟvierung von Bahn-
strecken eine wichƟge Rolle. Damit können wichƟge Entwicklungsimpulse in die Fläche und an neue 
Standorte gebracht werden, ebenfalls im Sinne der Entlastung überforderter Wohnungsmärkte in den 
Zentren. Aber die ReakƟvierung von Bahnstrecken dient nicht nur der Verkehrswende und der Entwick-
lung neuer Standorte, hier treffen sich diese Ansätze fast idealtypisch mit der Krisenvorsorge und Resi-
lienzsteigerung. Die ReakƟvierung mancher sƟllgelegten Strecke würde Redundanzen schaffen, die 
etwa im Güterverkehr zu Entlastungen im Bestandsnetz führen und damit unser Schienennetz insge-
samt stabiler und leistungsfähiger machen kann. Aber auch im Hinblick auf militärische Bedarfe werden 
hier möglicherweise zusätzliche InvesƟƟonen erforderlich.  

Und warum betone ich dieses Thema so stark bei Ihnen im Regionalrat? Weil es die wichƟgste Aufgabe 
der Regionalplanung ist, die möglicherweise wieder zu nutzenden Trassen vor Überbauung zu sichern 
– wo eine Linieninfrastruktur unterbrochen ist, ist es sehr schwer, diese wieder zusammenzuführen. 
Ich kenne eine ganze Reihe von Beispielen, wo ehemalige Bahnhofsflächen begeistert für die Anlage 
von Verbrauchermärkten mit großen Parkplätzen genutzt wurden – die wird man so leicht nicht wieder 
wegbekommen. Und wenn eine Strecke von Bahnbetriebszwecken freigestellt ist, also aus dem Eisen-
bahnrecht herausgefallen ist, kann nur das Raumordnungsrecht die Trassen sichern. Ich habe gesehen, 
dass Sie in Ihrem Regionalplan hierzu bereits Ziele der Raumordnung aufgenommen haben. Sie haben 
damit eine wesentliche Empfehlung bereits erfüllt, die wir in einem ARL-PosiƟonspapier12 zu diesem 
Thema ebenfalls im vergangenen Jahr veröffentlicht haben. Und mit Interesse habe ich gesehen, dass 
hier im Regionalrat über die Freistellung von Bahnbetriebszwecken informiert wird. 

Zur Resilienz gegenüber den Folgen der Klimakrise und damit zur Verkehrs- und Energiewende gleich-
ermaßen kann auch der Radverkehr einen wesentlich größeren Beitrag leisten. In der internaƟonalen 
Spitzengruppe der Radnutzung liegt bekanntlich die Region Kopenhagen, die besonders zielstrebig in 

 
12 ARL – Akademie für Raumentwicklung in der Leibniz-GemeinschaŌ (Hrsg.) (2024):  Die ReakƟvierung von 
Schienenstrecken als Strategie der integrierten Raumentwicklung – Chancen nutzen und Hemmnisse überwin-
den.  Hannover. = PosiƟonspapier aus der ARL 146. 
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den Ausbau des Radwegenetzes invesƟert hat. Bemerkenswert ist, dass die Stadt Kopenhagen den Ein-
satz der InvesƟƟonen für das Radverkehrsnetz nicht nur verkehrs- und umweltpoliƟsch, sondern auch 
volkswirtschaŌlich begründet. Sie unterlegt mit konkreten Zahlen, dass durch die regelmäßige Nutzung 
des Fahrrades nachweisbar der Krankenstand in der WirtschaŌ sinkt, wodurch sich die InvesƟƟonen ins 
Radnetz rechnen. Verkehrs- und umweltpoliƟsch ist der Hinweis wichƟg, dass durch die zunehmende 
Verbreitung von e-bikes auch die möglichen täglichen Pendeldistanzen steigen. Während bei klassi-
schen Rädern die Grenzen meist bei einer Enƞernung von 10 km, also einer guten halben Stunde Fahrt-
zeit, liegt, legen e-Biker leicht doppelt so lange Enƞernungen zurück.  

Sie haben den Grundsatz im Regionalplan, dass die Entwicklung von Radschnellwegen mit besonders 
hohem Ausbaustandard vorangetrieben werden soll. Das ist wichƟg und ich habe mit Freude gesehen, 
dass Sie als Regionalrat auch die Planungen für Radschnellwege fördern. Wenn ein Netz von Rad-
schnellwegen erfolgreich sein soll, muss es in sich opƟmiert und damit zumindest teilweise abseits der 
Straßen geführt werden, wie es etwa auch in den Niederlanden üblich ist. Immerhin sollen Radschnell-
wege eine Breite von mindestens 4 m haben, hinzu sollten 2,50 m für den Gehweg kommen, und solche 
Trassen mit geradliniger Führung sind nicht leicht zu finden. Deswegen kommt der Regionalplanung 
künŌig eine verstärkte Rolle zu, was auch heißt, dass wir künŌig, wie etwa beim RVR in Ihrer Nachbar-
region - Radschnellweg-Trassen als Ziele der Raumordnung sichern müssen, damit sie nicht zugebaut 
werden.  

Zum Abschluss dieses Teils möchte ich noch einmal speziell auf die Zeitenwende eingehen. Ich habe ja 
schon an einzelnen Stellen Aspekte der militärischen Bedrohung angesprochen. Generell müssen die 
Belange der militärischen und zivilen Verteidigung wieder deutlich stärker in die Planbearbeitung ein-
gehen. Gerade Stadtregionen als Standorte wichtiger Infrastrukturen und Produktionsstätten sind be-
sonders vulnerabel. Wir müssen dabei aber auch bestehende Konzepte erweitern, etwa das Zentrale-
Orte-System, das auch für die Versorgung in Krisen die entscheidende Grundfolie darstellt. Das BBSR 
hat hierzu gerade ein MORO-Projekt abgeschlossen und die Ergebnisse veröffentlicht.  

Wir müssen gezielte Redundanz-Strategien entwickeln, um das öffentliche Leben im Falle des Ausfalls 
wichtiger Infrastrukturen durch Naturkatastrophen, terroristische oder kriegerische Ereignisse funkti-
onsfähig zu halten. Das bedeutet eine systematische Überprüfung des gesamten Verkehrs- und Lei-
tungsnetzes, um Schwachstellen aufzudecken. Auch die Schaffung von Bypässen und tangentialen Ver-
bindungen im Verkehrsnetz ist erforderlich, um schwierige Bereiche und gerade die Kerne der Stadt-
regionen umfahren zu können. Aber auch hier sind Synergien mit anderen Zielen möglich, etwa mit 
dem angesprochenen Bedarf nach mehr tangentialen Mobilitätsangeboten. 

Auch Ersatz und Notlösungen für eventuell zerstörte kritische Infrastrukturen müssen wieder in den 
Blick kommen, um zum Beispiel Flussquerungen auch bei der Zerstörung von Brücken zu ermöglichen. 
Hier ist natürlich zu fragen, ob diese Notinfrastruktur einer Festlegung in Raumordnungsplänen bedarf. 
Allerdings hat sich in Zeiten relativer Sicherheit nach 1990 auch gezeigt, dass Sicherheitsaspekte im 
allgemeinen Bewusstsein keine hohe Bedeutung hatten und vorhandene Infrastrukturen vielfach rück-
gebaut, umgenutzt oder dem Verfall preisgegeben wurden. Deswegen könnte eine raumordnungs-
rechtliche Sicherung geboten sein. 
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Ich möchte aber auch einige Punkte ansprechen, auf die wir im Moment noch keine befriedigenden 
Antworten haben, weil wir erst beginnen, uns damit auseinanderzusetzen. 

 Wie viel Vorsorge können wir erreichen und wie viel Redundanz ist volkswirtschaŌlich möglich? 
Über die schon heute exisƟerenden Redundanzen etwa bei Rechenzentren und Energieversor-
gern hinaus geht es darum, einen Katalog kriƟscher und sensibler Infrastrukturen zu erarbei-
ten, der die Vielfalt denkbarer Katastrophen berücksichƟgt. Dies gilt für regionale und überre-
gionale Infrastrukturen der Ver- und Entsorgung, des Verkehrs und der Noƞallversorgung, z. B. 
Krankenhäuser und Evakuierungszentren. Dabei ist es ohnehin sinnvoll, die Raumordnung viel 
stärker in die Krankenhausplanung einzubeziehen. Ein ARL-Arbeitskreis hat 2023 in einem Po-
siƟonspapier13 festgestellt, dass sich die Akteure beider Welten fast nie begegnen, es aber 
durchaus sinnvolle KooperaƟonsfelder gibt, was für Krisenfälle ganz besonders gilt.   

 In welchem Umfang Redundanzen bei der Planung und Anlage von Infrastrukturen vorgesehen 
werden, hängt stets davon ab, welche Krisenszenarien zugrunde gelegt werden und welcher 
Grad der FunkƟonserfüllung in einem Katastrophenfall vorgesehen ist, da gibt es ein breites 
Spektrum, innerhalb dessen die Zielgröße letztlich poliƟsch definiert werden muss.  

 Mit viel Mühe haben wir es geschaŏ, dass endlich alle die Notwendigkeit zur Bündelung von 
Infrastrukturen verstanden haben, um Flächeninanspruchnahme und Zerschneidungseffekte 
zu reduzieren. Aber wie haltbar ist in der neuen Lage der Ansatz, Autobahnen, ICE-Strecken 
und Leitungstrassen zu bündeln? Da könnten mit einem Schlag wichƟge Verkehrskorridore völ-
lig zerstört werden. Diese Frage müssen wir dringend neu diskuƟeren. 

 Abschließend muss aber auch die Frage gestellt werden, insbesondere mit Blick auf kriƟsche 
Infrastrukturen, ob die Vorsorge gegen Krisen und Bedrohungen durchweg in dem für die Re-
gionalplanung charakterisƟschen öffentlichen und transparenten Planungsprozess erfolgen 
kann. Was können wir öffentlich diskuƟeren und in Plankarten unverdeckt darstellen, etwa im 
Falle der NoƟnfrastrukturen? Unsere Pläne sollen ja nicht als Einladung zu Sabotageakten miss-
verstanden werden. Zu überlegen ist deswegen, besƟmmte raumbedeutsame InformaƟonen 
zur Krisenvorsorge ergänzend zu den öffentlich zugänglichen Planungsinstrumenten etwa in 
einem nicht öffentlichen Teil des Raumordnungskatasters aufzunehmen.  

Ich komme nun driƩens zu einigen aktuellen Herausforderungen, vor denen die Regionalplanung steht 
und die unsere bisherige Arbeitsweise und unser Selbstverständnis in Frage stellen. 

 Wir erleben in letzter Zeit die Konjunktur eines Begriffs, der schon in der Fauna-Flora-Habitat-
Richtlinie der EU von 1992 verwendet wurde, nämlich das „überwiegende“ bzw. „überragende 
öffentliche Interesse“. 2011 fand es Eingang in das Netzausbaubeschleunigungsgesetz, danach 
hat es wieder Anwendung im Kontext des Ausbaus der Erneuerbaren Energien gefunden, bei 
dem Bau von LNG-Terminals und zuletzt auch mit Blick auf Vorhaben der Verkehrsinfrastruktur. 

 
13 ARL – Akademie für Raumentwicklung in der Leibniz-GemeinschaŌ (Hrsg.) (2023): Handlungsempfehlungen 
für die planerische Steuerung der Krankenhausversorgung in Nordwestdeutschland. Hannover. = PosiƟonspa-
pier aus der ARL 143 
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Das „überragende öffentliche Interesse“ soll eine Priorisierung und Beschleunigung bewirken. 
Parallel ist mit dem Windenergieflächenbedarfsgesetzt auch der Einsatz von konkreten Flä-
chenanteilen in die Gesetzgebung eingeflossen. Nach der EU-Wiederherstellungsverordnung 
sollen als unionsweites Ziel bis 2030 auf mindestens 20 % der Land- und Meeresflächen und 
bis 2050 in allen Ökosystemen, die der Wiederherstellung bedürfen, Renaturierungsmaßnah-
men ergriffen werden. Ich befürchte, dass auch andere Fachplanungen Blut geleckt haben, 
durch Gesetz ein überragendes öffentliches Interesse und einen besƟmmten Flächenbedarf 
aƩesƟert zu bekommen. Es liegt auf der Hand, dass durch eine solche Entwicklung nicht nur 
die von uns erwartetet gerechte Abwägung erheblich erschwert wird, sondern dass sich solche 
Vorränge auch leicht gegenseiƟg neutralisieren können. Mein Appell geht also an die Gesetz-
gebung in Bund und Ländern, mit weiteren derarƟgen Vorfestlegungen sehr zurückhaltend zu 
sein.  

 Natürlich müssen wir uns auch mit den Forderungen nach EntbürokraƟsierung und Beschleu-
nigung auseinandersetzen. Da müssen wir an uns arbeiten, gar kein Zweifel. Aber wir müssen 
zugleich immer wieder deutlich machen, dass viele Themen zunehmend komplex und in ihren 
Auswirkungen auf die Fläche kontrovers sind, weswegen die Suche nach guten und konsensfä-
higen Lösungen eben Zeit braucht. Und ich persönlich glaube nicht, dass immer kürzere Betei-
ligungsfristen die richƟgen Signale an eine kriƟsche und in Teilen verunsicherte Bevölkerung 
senden – und erst recht nicht, dass sie akzeptanzsteigernd wirken. Helfen werden uns KI-ba-
sierte Auswertungen von Einwendungen – wie sollte man sonst mit dem vorhandenen Personal 
438 921 Einwendungen gegen den Regionalplanentwurf bearbeiten, die vergangenes Jahr 
WindkraŌ-Gegner dem Regionalverband Neckar-Alb auf einem LKW zugestellt haben? 

 Auch die vereinfachte Abweichung von Planungszielen steht immer wieder auf der Tagesord-
nung. Wir haben im Raumordnungsrecht ein Zielabweichungsverfahren, das ich für ausrei-
chend halte. Natürlich müssen wir in einer immer komplexeren Welt auch BereitschaŌ zu Fle-
xibilität zeigen. Aber wenn es um die ZukunŌssicherung und die Entscheidungsmöglichkeiten 
künŌiger GeneraƟonen geht, müssen besƟmmte Standorte, Trassen und Flächen sehr langfris-
Ɵg gesichert werden. In den Lehrbüchern wurde früher immer das Beispiel des Emscherschnell-
weges, also der heuƟgen A 42, gebracht. Dieser wurde schon seit der Zwischenkriegszeit von 
der Regionalplanung über mehrere Jahrzehnte von allen anderen Nutzungen freigehalten, so-
dass er 1975 tatsächlich in Betrieb genommen werden konnte.  

Ich komme damit zu meinem vierten und letzten Themenfeld, nämlich wie die Regionalplanung von 
außen gesehen wird und wo wir an uns arbeiten müssen. Wie Sie gehört haben, halte ich die Regional-
planung für ein zentrales öffentliches und damit auch poliƟsches Gestaltungsfeld. Aber ich lebe nicht 
in der Illusion, dass das alle Menschen schon genauso sehen.  Raumordnungs- und Raumentwicklungs-
poliƟk gehören im Bundestag und in den Landtagen nicht zu den begehrtesten PoliƟkfeldern. Und 
manchmal frage ich mich sogar, ob alle, die es etwa in den Bundesministerien wissen müssten, tatsäch-
lich die Raumordnung und ihre Möglichkeiten auf dem Bildschirm haben. Nicht nur als vorletztes Jahr 
wesentliche raumordnerische Regelungen ins Baugesetzbuch und nicht ins Raumordnungsgesetz ge-
schrieben wurden, habe ich daran gezweifelt! 
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Mit Blick auf die Sichtbarkeit und Wahrnehmung der Regionalplanung müssen wir uns aber auch selbst-
kriƟsch fragen, ob wir uns Medien und Öffentlichkeit gegenüber so präsenƟeren, dass diese wirklich 
wissen, was wir leisten.  

WichƟg für die Regionalplanung und die DemokraƟe gleichermaßen ist, dass poliƟsch und fachlich Ver-
antwortliche sich immer wieder den öffentlichen Diskussionen stellen und sowohl zuhören als auch 
erklären. Natürlich sind Bürgerinnen und Bürger die besten ExperƟnnen und Experten für ihr direktes 
Umfeld. Deswegen müssen ihr Wissen und ihre Ideen in die Planungen einfließen. Aber wir sollten auch 
Respekt für das Experten- und Erfahrungswissen (das wir natürlich auch teilen müssen!) und die Kennt-
nis regionaler und überregionaler Erfordernisse in Verwaltung und PoliƟk einfordern. 

Ich habe in meiner Zeit in der Regional- und Landesplanung, immerhin drei Jahrzehnte, immer alles 
darangesetzt, öffentliche Termine wahrzunehmen, auch wenn diese nicht immer das reine Vergnügun-
gen waren. Wir alle wissen, dass Respekt nicht mehr selbstverständlich ist, und trotzdem glaube ich, 
dass wir uns doch immer wieder Respekt erarbeiten, wenn wir uns den Diskussionen stellen.  

Wenn wir nicht immer so überkommen, wie wir gerne wollen, dann liegt es auch daran, dass wir häufig 
mit einer Sprache reden, die nicht alle verstehen - zumindest nicht so, wie wir es eigentlich beabsichƟ-
gen.  Dazu müssen wir an unserer KommunikaƟon und unseren Begriffen arbeiten. Seit vielen Jahren 
verteidige ich das zentralörtliche System als unverzichtbaren Kernbestand unseres Instrumentenkas-
tens. Gleichwohl würde ich den Begriff nicht mehr an vorderster Stelle etwa in landespoliƟschen Dis-
kussionen verwenden. Hier betone ich lieber mit Nachdruck die Bedeutung der kleinen und miƩleren 
Städte, gerade wenn es um die Stabilisierung und Entwicklung der ländlichen Räume geht. Das triŏ in 
der Regel auf breite ZusƟmmung, während „zentralörtliches System“ für viele doch sehr technisch und 
vor allem nach Zentralisierung klingt. Die BotschaŌ, dass zentrale Orte das wichƟgste Instrument einer 
dezentralen Raumentwicklung sind, ist ja tatsächlich nicht leicht zu vermiƩeln!  

Ein weiterer gerade im kommunalpoliƟschen Raum schwieriger Planungsbegriff ist die „Dichte“, weil 
da in den Köpfen gleich alarmierende Bilder mit Hochhaussiedlungen entstehen. Da muss ich Ihren 
Regionalplan loben, der von einer möglichst intensiven Ausnutzung der SiedlungspotenƟale spricht. 
Darum geht es ja, und wenn wir dann noch den Zusammenhang mit günsƟgeren Baukosten und der 
geringeren Inanspruchnahme neuer Grünflächen herstellen, kommt doch bei vielen ein aha-Ergebnis 
zustande. Einer meiner letzten IniƟaƟven bei der Region Hannover war, zusammen mit dem Sozialde-
zernenten mit den Kommunen gestaffelte Dichtewerte für die unterschiedlichen Teile der Region zu 
erarbeiten. In einem Dorf ist es häufig ein FortschriƩ, wenn Wohnhäuser mit 4 oder 6 Wohnungen 
entstehen, während es am direkten Stadtrand oder gar im Umfeld der Haltestellen natürlich anders 
aussieht. 

Was wir alle in den letzten Jahrzehnten ziemlich verlernt haben, ist die Visualisierung unserer räumli-
chen Konzepte. Auch das wird in einer komplexen Weltlage schwieriger, ist aber notwendiger denn je, 
weil man sonst leicht den Wald vor lauter Bäumen nicht mehr sieht. Gut verständliche, ausdrucksstarke 
Raumstrukturkonzepte können da helfen. Da gibt es klassische Ansätze, aber auch fortschriƩliche An-
sätze wie etwa im erwähnten Regionalplan Stockholm. 
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Vor allem aber müssen wir endlich anfangen, gute Geschichten zu erzählen. In einer Welt, in der das 
NarraƟv meist mehr zählt die ausdifferenzierte Darstellung, müssen wir die Rolle und Bedeutung der 
Regionalplanung so kommunizieren, dass wir die Menschen dort abholen, wo sie stehen und an ihre 
Bedürfnisse und Erfahrungen anknüpfen. Ich habe vor vielen Jahren bei einem Vortrag in einer Indust-
rie- und Handelskammer damit begonnen, offensiv Produkte und Ergebnisse der Raumordnung zu prä-
senƟeren. Das habe ich plakaƟv mit folgendem Katalog versucht: 

 Wir schaffen Planungssicherheit für öffentliche Planungsträger/innen und für die WirtschaŌ! 

 Wir geben OrienƟerung z. B. für die Standortwahl öffentlicher und privater Infrastruktur! 

 Wir sorgen für die Durchsetzung des Gemeinwohls gegenüber ParƟkularinteressen, wir reprä-
senƟeren damit den öffentlichen Gestaltungsanspruch! 

 Wir stehen für Qualitätssicherung der LandschaŌ, weil wir diese vor unkontrollierter Bebauung 
und vor Zersiedlung schützen!  

 Wir sichern langfrisƟg Flächen, Standorte und Trassen und damit Handlungs- und Gestaltungs-
opƟonen für künŌige GeneraƟonen! 

 Wir unterstützen die AbsƟmmung zwischen verschiedenen Interessen im Raum und moderie-
ren in Konflikƞällen! 

 Wir beraten Kommunen und informieren über aktuelle Entwicklungstendenzen in der Region 
und ihren Teilräumen! 

Und nach der Zeitenwende müssen wir das ergänzen um die Aussage 

 Wir machen unserer Regionen resilient! 

Mit einer guten Geschichte könnten wir auch eine Antwort auf die Sehnsucht der Menschen nach Ori-
enƟerung geben. Gerade in einer durch Krisen und zunehmende gesellschaŌliche Polarisierung gepräg-
ten Zeit ist das wichƟg. Obwohl wir wissen, dass ein Blick in die ZukunŌ heute schwieriger denn je ist, 
müssen wir der GesellschaŌ Vorschläge und Bilder für eine nachhalƟge Planung und Gestaltung ver-
miƩeln. Weil es dafür natürlich nicht nur eine einzige Lösung gibt, halte ich eine intensive Diskussion 
über unterschiedliche Planungs- und HandlungsopƟonen auf der Grundlage belastbarer Szenarien für 
wichƟg. So können wir mögliche PerspekƟven illustrieren und anschauliche ZukunŌsbilder mit ihren 
Chancen und Risiken erzeugen. Dabei müssen wir aufzeigen, was Regionalplanung mit ihrem überört-
lichen und überfachlichen Zugang zu den Flächen leisten kann, aber auch die Adapter und SchniƩstel-
len zu den Kompetenzfeldern anderer öffentlicher und privater Akteure aufzeigen. 

Und wir sollten auch offen dafür sein, dass sich neue Allianzen mit der Öffentlichkeit ergeben: Das 
Bewusstsein für die Begrenztheit von natürlichen Ressourcen und auch der Ressource Fläche scheint 
mir auch in Deutschland zu wachsen – in der Schweiz hat die kriƟsche Haltung der Bevölkerung schon 
2013 zu einem Volksentscheid geführt, in dem eine Revision des Raumplanungsgesetzes angenommen 
wurde und in der Folge der Umfang der großzügig ausgewiesenen Bauzonen beschränkt wurde. Viel-
leicht würden wir viel mehr Unterstützung aus der Bevölkerung bekommen, wenn die Menschen 
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wüssten, was wir eigentlich machen? Leider wird das auch in der Schule nicht mehr alle jungen Men-
schen vermiƩelt, weil der Geographieunterricht eingeschränkt oder der Lehrplan geändert wurde. 

Und zum Abschluss möchte ich noch einen Appell in den Raum stellen: Helfen Sie biƩe mit, die Diffa-
mierung des Kompromisses in der gesellschaŌlichen Diskussion zu beenden! In der Planung sehen wir 
vielleicht deutlicher als in anderen PoliƟkbereichen, wie viele unterschiedliche Erwartungen und An-
sprüche es gibt, eine Fläche zu nutzen. Die wird man niemals alle erfüllen können – deswegen sind gute 
und kluge Kompromisse notwendige Strategien der Regionalplanung! Wenn wir damit ein Signal in die 
Welt der Basta-Sager, Populisten und Möchtegern-BesƟmmer richten, können wir vielleicht auch hier 
Vorreiter für einen etwas besseren gesellschaŌlichen Umgang sein! 

Ich danke Ihnen herzlich für Ihre Aufmerksamkeit und wünsche Ihnen Glück und Erfolg für die nächsten 
100 Sitzungen des Regionalrats Düsseldorf!  


